
Bank Die Credit Suisse legt heute die
Ergebnisse ihrer Untersuchung zur
Beschattungsaffäre vor. Die Bank will
laut Recherchen dieser Zeitungmehrere
involvierte Personen zur Rechenschaft

ziehen. Bank-Chef Tidjane Thiam wird
seinen Job aber behalten. Ob das auch
für seine rechte Hand Pierre-Olivier
Bouée gilt, ist unsicher. Der Zwist zwi-
schen Thiam und Iqbal Khan sei nicht

der Grund für die Beschattung des Ex-
Managers gewesen. Es sei nur um die
Frage gegangen, ob Khan Mitarbeiter
der CS zu seinem neuen Arbeitgeber
UBS locken wollte. (jb, ali) Seite 11

Credit Suisse zieht Konsequenzen
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Griechenland Die griechische Regierung
reagiert mit einer Verschärfung ihrer
Migrationspolitik auf den tödlichen
Brand im FlüchtlingslagerMoria auf der
Insel Lesbos. Sie kündigte die Rückfüh-
rung von 10000 Geflüchteten in die
Türkei bis Ende 2020 an. Zudem sollen
geschlossene Lager für illegale oder
abgelehnteMigranten errichtetwerden.
Die UNO forderte dagegen «sofortige»
Abhilfemassnahmen nach demFeuer im
überfüllten Flüchtlingslager, bei dem
am Sonntag eine Frau und vielleicht
auch ihr Kind ums Leben gekommen
waren. (sda) Seite 6

Tod im Lager: Athen
schiebt Migranten ab

Österreich Nach demWahlsieg der kon-
servativen ÖVP sagte Parteichef Sebas-
tian Kurz, der zentrale Punkt einer neu-
en Regierung müsse die Wirtschafts-
politik sein.Angesichts derEntwicklung
in Deutschland, des Brexit und globaler
Handelskonflikte gelte es,Wachstum si-
cherzustellen. Bei der Suche nach einem
Bündnispartner will der designierte
Kanzler erstmals auch im linken Lager
fischen.Den Grünen ist die Rückkehr in
den Nationalrat gelungen, sie sind mit
14 Prozent der Stimmen ein potenziel-
ler Regierungspartner. (sda)
Bericht und Analyse Seite 7

Sebastian Kurz schielt
auf die Grünen

Kommentare & Analysen

«Vielleicht ist
es also Zeit
für #Mailscham?»
Barbara Bleisch
Die TA-Kolumnistin nervt sich über
elektronische Logorrhö und fordert Mass
beim Schreiben von E-Mails. Seite 2

TimWirth

Jeder zehnte Schweizer Senior sagt, dass
er von Ärzten und Krankenkassen be-
nachteiligt wird. Das ist das Resultat
einer neuen Studie von Pro Senectute.
Ein grosses Problem ist die Kommuni-
kation zwischen älterenMenschen und
denÄrzten. «Bei jedem zweiten Patien-
ten, den wir beraten, geht es darum,
nicht ernst genommenworden zu sein»,
sagt Daniel Tapernoux von der Schwei-
zer Stiftung Patientenschutz. Ältere
Menschen hätten im Vergleich zu jün-
geren grosse Hemmungen, bei ihrem
Arzt oder ihrerÄrztin nachzufragen, ihn
anzuzweifeln oder gar zu wechseln.

«Niemand darf wegen seines Alters
diskriminiert werden» – so steht es
in der Bundesverfassung. Dass dies im
Gesundheitsbereich nicht immer um-
gesetzt wird, zeigt die repräsentative
Studie, die am heutigen Tag des Alters

veröffentlicht wird. Die befragten Pen-
sionäre kritisieren die hohen Kosten für
Zusatzversicherungen und dass sie von
Reha-Aufenthalten ausgeschlossenwer-
den. «Viele ältereMenschenwerden ins
Pflegeheim abgeschoben», sagt Natio-
nalrätin Bea Heim (SP). Das sei nicht zu
verantworten.

Weil die Zahl der älteren Patienten
zunimmt, fordert derÄrzteverband FMH
mehr Ressourcen für die Betreuung.
Auch in derAusbildung des jungenÄrz-
tepersonals tut sich etwas. An der Uni-
versität Zürichwird der Lehrplan über-
arbeitet. Die Studierenden sollen lernen,
empathischer auf die Patienten zuzu-
gehen, unter anderem durch Gespräche
mit Simulationspersonen.Derweil kan-
didieren so viele Kandidaten wie noch
nie auf eigenen Seniorenlisten. Auch
zwei Volksinitiativen, die sich für die
Rechte der älteren Generation einset-
zen, sind geplant. Seite 5

Zehntausende
Senioren fühlen
sich diskriminiert
Gesundheitswesen Laut einer neuen Studie klagen
180000 Senioren über fehlende Rehaplätze, zu hohe
Kosten undmangelndes Gehör vonseiten der Ärzte.

Schweiz Männer klicken bei Facebook
häufiger auf Politwerbung als Frauen.
DerAlgorithmus lernt selbstständig,wie
er ammeisten Klicks erzielt, darum zeigt
ermännlichenNutzernmehr politische
Werbung an. Schweizer Parteien passt
das nicht immer. Für eineVerteilung, die
ihrer Wählerstruktur besser entspricht
– also um Frauen zu erreichen –, müs-
sen sie bezahlen. Doch auch so erreicht
dieWerbung von FDP, CVPund GLP im-
mer noch gut 60 Prozent Männer, wie

eineAnalyse des Facebook-Politwerbe-
archivs durch diese Zeitung zeigt.

Abgesehen davon verzeichnet dieser
Wahlkampf rekordmässig viele Kandi-
datinnen: 1873 Frauenwollen einen Sitz
imParlament, das sind 565 Frauenmehr
als 2015. Der Anteil an weiblichen Kan-
didaten beträgt schweizweit gut 40 Pro-
zent.Am stärksten tragen Grüne und SP
dazu bei, sie haben über 50 Prozent
Frauen auf ihren Listen. (pat, bl)
Kommentar Seite 2, Seite 4

Facebook diktiert, wer SchweizerWahlwerbung
zu sehen bekommt – undwer nicht

Milizsystem Das Klima fürPolitikerinnen
auf dem Arbeitsmarkt ist rauer gewor-
den. «Wernicht 100 Prozent arbeitet, hat
kaum Karrierechancen», sagt Head-
hunterHeinz Brägger.DerTAsprachmit
Vertretern des Zürcher Milizsystems
über ihre schlechten Erfahrungen auf
demArbeitsmarkt. So ärgert sich Chris-
tine Zurfluh (SVP) über ausländische
Firmenchefs. Das Verständnis für das
hiesige System sei mancherorts kaum

vorhanden. «Ich musste ihnen zuerst
unser Politsystem erklären», sagt die
Nationalratskandidatin.

Hanspeter Göldi (SP) wurde von sei-
nem Arbeitgeber vor die Wahl gestellt:
Politik oder Job. Er entschied sich für
die Politik und verdient nun 50 Prozent
weniger als vorher. Gemeindeverbände
verlangen mehr Anerkennung für Poli-
tiker. ZumBeispielmittels Credit-Punk-
ten für politische Arbeit. (mrs) Seite 19

Zürcher Politiker sind in Firmen
nicht mehr gerne gesehen
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Mühe beim Einschlafen? «Soll
vorkommen.» Etwas trist? «Jeder
hat mal einen schlechten Tag.»
SchmerzenbeimTreppensteigen?
«Ganz normal in IhremAlter.»

So klingt es in manchen
SchweizerArztpraxen und Spitä-
lern, wenn ältere Patienten be-
handelt werden. Pro Senectute
hat heute eine repräsentative
Studie zur Benachteiligung im
Alter veröffentlicht. Sie zeigt:
GemässHochrechnungen fühlen
sich über 180000 Personen im
Pensionsalter in der Schweiz
im Gesundheitsbereich benach-
teiligt. Jeder zehnte Senior denkt,
dass ervondenÄrzten nicht ernst
genommen wird, und kritisiert
die höheren Kosten bei den Zu-
satzversicherungen. Ausserdem
geben viele ältere Personen an,
das Gefühl zu haben, dass sie von
Behandlungenwie Reha-Aufent-
halten ausgeschlossen werden.

Ärzte sind gestresst
Ein 85-jähriger Mann liegt nach
einerOperation im Spitalbett. Er
hat Bauchweh.Mehrmals drückt
der Senior die Glocke, klagt über
die starken Schmerzen.Das Pfle-
gepersonal und die Ärzte hätten
laut Schilderung des Betroffenen
alles kleingeredet, sagt DanielTa-
pernouxvonderSchweizerischen
Stiftung SPOPatientenschutz. Er
hat den Mann im Nachhinein
beraten, weil sich dieser nicht
richtig behandelt gefühlt habe.

Am Wochenende hätten die
Angehörigen nachgehakt. Nach
einer Computertomografie war
klar: Bluterguss bei den Nieren
mit Beginn einer Blutvergiftung.

«Bei jedemzweiten Patienten,
den wir beraten, geht es darum,
dass er sich bei schwererErkran-
kung nicht ernst genommen
fühlt», sagt Tapernoux. Diese
Kränkung zu thematisieren, sei
für die Patienten viel wichtiger,
als Schadenersatz zu fordern.
Tapernoux hat selbst als Arzt
gearbeitet. «Ich will nicht nach
Ausreden suchen», sagt er, aber
nach über zwölf Stunden Arbeit
im Spital sei es schwierig, noch
empathisch zu sein. Viele Ärzte

seien gestresst, das Personal
knapp.Bei jüngerenMenschen ist
die wahrgenommene Diskrimi-
nierung im Gesundheitsbereich
laut der Studie geringer. Sie sei-
en eherbereit, nochmals nachzu-
fragen, sagt Tapernoux. Ältere
Menschen hingegen hättenmehr
Hemmungen.

Delphine Roulet Schwab forscht
an derHaute Ecole de la Santé La
Source im Lausanne zur Diskri-
minierung von älteren Men-
schen. «Ärzte behandeln ältere
Menschen manchmal wie Kin-
der», sagt sie. Das sei frustrie-
rend. Die Diskriminierung von
älteren Personen sei gar häufi-
ger als Sexismus und Rassismus.
«Es ist sozial so akzeptiert, dass
wir es gar nicht wahrnehmen.»

Spitäler und Arztpraxen sind
sich der speziellen Patienten-
gruppe bewusst. Für den Ärzte-
verband FMHgehören ältere Per-
sonenwie KinderundMigrantin-
nen zu denvulnerablenGruppen,
die erhöhteAufmerksamkeit und
Sorgfalt brauchen. Gemeinsam
mitAltersorganisationen hat der

Verband ein Merkblatt für den
Arztbesuch entwickelt: kurze kla-
re Fragen stellen, nicht auf einen
Entscheid drängen,den Impfaus-
weis mitnehmen.

Von Reha ausgeschlossen
Der häufigste Punkt, den Senio-
ren am Gesundheitswesen kriti-
sieren, sind laut der Studie von
ProSenectute dieKosten.Die Prä-
mien für die Grundversicherung
sind zwar für alle gleich, doch bei
denZusatzversicherungengibt es
Unterschiede. Es könne vorkom-
men,dass ältereVersichertemehr
bezahlten, da die Leistungen im
Alter auch höher seien, sagt die
CSS. Bei der KPT kann ab 70 Jah-
ren keine Zusatzversicherung
mehr abgeschlossenwerden.

Die Solothurner Nationalrätin
BeaHeim (SP) kritisiert die unge-
nügende Reha-Versorgung älte-
rer Menschen. Es sei zu befürch-
ten, dass die Tarifrevision in Zu-
kunft gar einen Grossteil älterer
Menschen von den Chancen auf
eine Reha-Therapie ausschliesse.

Elsbeth Wandeler hat das
selbst erlebt. Nachdem die
72-Jährige ein neues Hüftgelenk
bekam, war für sie klar: Sie will
in die Reha, um wieder gesund
zu werden. Die Krankenkasse
habe nur die Physiotherapie be-
zahlt, nicht eine stationäre Re-
habilitation, sagt Wandeler, die
im nationalen Seniorenrat mit-
wirkt und sich politisch für die
Rechte von älteren Menschen
einsetzt. «Es ist eine starre Vor-

stellung, dass nur junge Leute,
welche die Wirtschaft braucht,
Anrecht auf einen Reha-Aufent-
halt haben.» Eine Studie des
Bundesamtes fürGesundheit von
2017 zeigt allerdings: Über die
Hälfte der Hospitalisierungen
wegen Rehabilitation betraf die
65- bis 84-Jährigen.

Bereits in derAusbildungwer-
den jungeÄrzte geschult,wie sie
mit älteren Patienten umgehen
sollen.An derUniversität Zürich
wird gerade der Lehrplan über-
arbeitet. Die Kommunikation
zwischen Patient und Arzt soll
stärker gewichtet werden. Der
Ärzteverband FMH fordertmehr
Ressourcen für die Betreuung äl-
tererMenschen, da eswegen des
demografischenWandels immer
mehr ältere Patienten gibt.

Zwei Initiativen sind geplant.
Gewerkschaftsverbände und der
Seniorenrat fordern einen bes-
seren rechtlichen Schutz gegen
Altersdiskriminierung. Zudem
kandidieren so viele Senioren
wie noch nie auf eigenen Listen
für denNationalrat. Sie kämpfen
für etwas, das eigentlich in der
Bundesverfassung steht: «Nie-
mand darf wegen seines Alters
diskriminiert werden.»

Sie fühlen sichwie Kinder behandelt
Gesundheit Ältere Patienten klagen, dass Ärzte und Krankenkassen sie wegen ihres Alters diskriminieren, und kritisieren die Kosten.
Vor allem aber wollen sie ernst genommen werden, sagt eine Studie von Pro Senectute.

Über die Hälfte der Hospitalisierungen wegen Rehabilitation betraf die 65- bis 84-Jährigen. Foto: Getty Images

«Diskriminierung
von älteren
Menschen ist
sozial akzeptiert.»

Delphine Roulet Schwab,
Haute Ecole de la Santé Lausanne

Ein Mailverkehr, der dieser Zei-
tung vorliegt, lässt tief blicken:
Weder SVPnoch Gewerbe-, Bau-
meister- oder Arbeitgeberver-
band sind bereit, den Lead für
ein Referendum gegen den Va-
terschaftsurlaub zu überneh-
men. Aus der zweiten Reihe
unterstützen, daswollen alle; die
Knochenarbeit leisten, voran-
schreiten und im Herbst und im
Winter 50000 gültige Unter-
schriften sammeln – das will
aber niemand. Die eidgenössi-
schen Räte haben letzte Woche
einem Gegenvorschlag zur Ini-
tiative für einen Vaterschafts-
urlaub zugestimmt. Zwei Wo-
chenVaterschaftsurlaub sind be-
reits fix – es sei denn, es gibt ein
Referendum.Dann käme es zum
eidgenössischen Urnengang.
Aufgrund eines Eiertanzes um
dieses Referendum,den SVPund
Arbeitgeberverbände derzeit

aufführen, ist es indes höchst un-
gewiss, ob das Stimmvolk das
letzteWort bekommt.

Denn Arbeitgeberverband
(SAV), Gewerbeverband (SGV)
und Baumeisterverband (SBV)
sind sich gemäss diesem Mail-
verkehr einig, dass gegen den
Vaterschaftsurlaub eigentlich
das Referendum ergriffen wer-
den müsste. Dies jedenfalls be-
richtet SVP-Fraktionschef Tho-
masAeschi an seinen Parteiprä-
sidenten Albert Rösti sowie ans
SVP-Generalsekretariat. Aeschi
schreibt, er habe mit Roland
Müller vom Baumeisterverband
und Hans-Ulrich Bigler vomGe-
werbeverband gesprochen. Bei-
de hätten gesagt, ein Referen-
dum sei zwar zu unterstützen,
«dass sie aber nicht im Lead sein
möchten». Und beide hätten si-
gnalisiert, bereitzustehen, falls
die SVP vorangehen würde.

Das Mail Aeschis datiert vom
26. September. In einem weite-
renMail schreibt der Zentralprä-
sident des Baumeisterverbandes,
Gian-Luca Lardi, an Adrian Am
stutz von der SVP: «Lieber Adri-
an, ich teile deine Ansicht, wo-
nach grundsätzlich eineVerteue-
rung der Arbeit in der Schweiz
zu bekämpfen ist.» Er könne sich
vorstellen, dass der SBV ein Re-
ferendum unterstützen würde.
Er schätze die Lage aber so ein,
«dass die Federführung eher bei
einer Partei sein müsste, flan-
kiert von SGV und SAV».

Jagdmit Platzpatronen
Vorausgegangenwarall demeine
SitzungderSVP-Spitze.Daran teil
nahmen neben Rösti, Amstutz
undAeschi auch SVP-Generalse-
kretär Emanuel Waeber sowie
dessen Stellvertreterin Silvia Bär.
In einer vertraulichen Aktenno-

tiz, die dieser Zeitung ebenfalls
vorliegt, heisst es, die Anwesen-
den seien sich einig, dass Gewer-
be- oderArbeitgeberverband das
Referendumfederführend ergrei-
fenmüssten. Die SVPwürde die-
ses dannunterstützen.Mit ande-
renWorten: Zur bevorstehenden
Jagdzeit blasen namhafte Gegner
zumHalali auf denVaterschafts-
urlaub,doch ihre Flinten sindnur
mit Platzpatronen geladen.

Die Nachfragen bei den Betei-
ligten bestätigen die Zurückhal-
tung, fürs Referendumdie Feder-
führung zu übernehmen.Gewer-
bedirektor Hans-Ulrich Bigler
sagt, derVorstand des Schweize-
rischen Gewerbeverbandes habe
beschlossen, im Falle des Vater-
schaftsurlaubs eine Unterstüt-
zung dann zu prüfen,wenn eine
referendumsfähige Partei ein
Referendum ergreife. Matthias
Engel vom Baumeisterverband

meint: «Im Herbst steht für uns
nicht der Vaterschaftsurlaub im
Fokus, sondern die Revision des
CO2-Gesetzes oder das Raumpla-
nungsgesetz.» Und derArbeitge-
berverband schreibt, er verzich-
te darauf, selber das Referendum
zu ergreifen.

Dochweshalbwill die SVP, die
sich als Wirtschaftspartei be-
zeichnet, nicht selbst voran-
schreiten? Rösti sagt dazu, der
Kampf gegen zu hohe Lohnabzü-
ge sei «ein parteiunabhängiges
Kernanliegen derWirtschaftsver-
bände».Kommt es aufgrund die-
ses Schwarzpeterspiels also nicht
zurVolksabstimmung? Der SVP-
Präsident sagt auch dazu, diese
Frage hätten dieWirtschaftsver-
bände zu beantworten.

Das haben sie. Sie wollen
nicht.

Beni Gafner

SVP und Arbeitgeber schieben sich den Schwarzen Peter zu
Vaterschaftsurlaub Ein Referendum ist höchst ungewiss, weil niemand Verantwortung dafür übernehmen will.

1311 ältere Menschen befragt

Am heutigen Tag des Alters stellt
Pro Senectute ihre Studie zur
Benachteiligung von älteren
Menschen vor. GFS Zürich hat
dafür 1311 Telefoninterviews geführt
und eine für die Schweiz repräsen-
tative Studie erstellt. Laut dieser
fühlen sich die Befragten aufgrund
ihres Alters am ehesten bei der
Gesundheitsversorgung (11 Pro-
zent) diskriminiert. Bei der Suche
nach Informationen (8 Prozent) und
beim Freizeitangebot (7 Prozent)
sind sie weniger eingeschränkt.
Das Ansehen der Senioren in der
Öffentlichkeit ist laut der Umfrage
mehrheitlich positiv. Je älter die
Befragten sind, desto häufiger
fühlen sie sich sogar zuvorkom-
mend behandelt. Zwischen Frauen
und Männern gibt es keine grossen
Unterschiede. (tiw)

Umfrage Eine von Swisstrans-
plant inAuftrag gegebene Studie
zeigt, dass die Mehrheit der
Stimmberechtigten der Organ-
spendeinitiative positiv gegen-
übersteht. Gleichzeitig wird der
Ansatz der Initiative – die so
genannteWiderspruchslösung –
kritisch beurteilt. Die Initiative
«Organspende fördern – Leben
retten» fordert den Systemwech-
sel von der expliziten Zustim-
mung hin zur vermuteten Zu-
stimmung. Wäre die Initiative
EndeAugust an die Urne gelangt,
hätten sich 76 Prozent der
Stimmbürger zumindest «eher»
für die Initiative ausgesprochen,
wie das Forschungsinstitut GFS
Bern auf seinerWebsite schreibt.
Elf Prozent hätten zu diesem
Zeitpunkt «bestimmt dagegen»,
sieben Prozent «eher dagegen»
gestimmt. Sechs Prozent waren
unentschieden. (sda)

Mehrheit ist
für die Initiative
zur Organspende
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